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Am 17. Dezember wird der Europäische Rat
voraussichtlich grünes Licht für die Aufnah-
me von Beitrittsverhandlungen der Türkei
mit der EU geben, und kaum etwas dürfte die
EU so sehr verändern wie die Perspektive ei-
ner türkischen Mitgliedschaft. Bereits kurz
nach dem Europäischen Gipfel in Helsinki
im Dezember 1999, auf dem der Türkei 
der Kandidatenstatus zugesprochen wurde,
schrieb der Europawissenschaftler Werner
Weidenfeld: „Der Beginn einer neuen Epoche
ist nicht immer mit einer spektakulären Zä-
sur verbunden. Gegenwärtig vollzieht sich
ein weitgehend geräuschloser Abschied vom
alten Europa“.1 Es war ein weiser Satz, denn
in der Tat hat die Tatsache des Kandidaten-
status für die Türkei damals keine großen
Wellen geschlagen. Man war noch ganz in
dem Duktus behaftet, mit dem man 40 Jahre
die Türkei bedacht hatte: Versprechungen,
die keiner ernst nahm, da man sich daran ge-
wöhnt hatte, dass man sie nicht ernst neh-
men muss. Die Türkei würde nie die Kriterien
erfüllen, und auf der Basis dieser Annahme
ließ sich so einiges versprechen. 

Dann aber kam Erdogan, und die Türkei
nahm mit Siebenmeilenstiefeln ein umfang-
reiches Reformprogramm in Angriff: Ab-
schaffung der Todesstrafe; zivile, statt militä-
rische Sicherheitsberater, Strafrechtsreform,

Senkung der Inflationsrate von über 30 auf
unter 10 Prozent.2 Rechtlich wie wirtschaft-
lich durchschritt die Türkei in den letzten
drei Jahren einen Reformprozess in einer Ge-
schwindigkeit, bei der so manchem europäi-
schen Land die Puste ausgegangen wäre. In
Europa bemerkte man dies erst gar nicht,
dann mit zunehmender Perplexität, die spä-
ter in Aufgeregtheit umschlug, denn der tür-
kische Ruf nach Europa wurde lauter und
souveräner. Auf dem Erweiterungsgipfel der
EU im Dezember 2002 in Kopenhagen, der
die Aufnahme der zehn ost- und mitteleuro-
päischen Staaten beschlossen hat, konnte ein
fester Termin für die Türkei gerade noch ab-
gewendet werden. Aber jetzt ist die Stunde
der Wahrheit gekommen: Die Türken kom-
men und Europa ist in Unruhe. Genauer: nicht
ganz Europa, sondern im Wesentlichen Frank-
reich, Deutschland und Österreich. Dabei
müssten doch auch das erzkatholische Polen
und das immer noch sehr katholische Italien
Vorbehalte haben? Interessanterweise aber
verläuft dort die Debatte entweder ruhig oder
findet gar nicht statt. Die Polen wünschen
sich so sehr die Ukraine in der Zukunft als
Mitglied und wissen, dass die Türkei dafür
zuerst kommen muss; und in Italien gibt es
offensichtlich eine südeuropäische Affinität.
Doch es reicht, dass es in Deutschland und
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Frankreich, den beiden Kern- oder ‘Motor’-
Staaten Europas, komplizierte Debatten gibt,
und wenn schon auch keine klaren Mehrhei-
ten gegen eine türkische Mitgliedschaft, so
auch keine klaren Mehrheiten dafür. Die
Mehrheit der Bürger weiß einfach nicht, was
sie zur Türkei sagen soll.3

Die vielen Facetten 
der Türkei-Kritik
Kaum eine Entscheidung wird mit soviel po-
litischer Hitze geführt wie jene einer türki-
schen Mitgliedschaft in der EU, und das ist
richtig so, denn es geht um viel. Die türkische
Mitgliedschaft wäre eine Wasserscheide für
Europa; symbolisch ausgedrückt geht es um
die Transition von einer eher nach innen ge-
richteten politischen Union zu einem Euro-
pa als globalem Akteur. Kaum ein bedeuten-
der Politiker in Deutschland und Frankreich
hat sich daher noch nicht zu dem Thema ge-
äußert, viele Prominente sind dagegen. Ihre
Liste reicht von Valéry Giscard d’Estaing über
Helmut Schmidt bis hin zu Edmund Stoiber. Die
klaren ‘pro’-Stimmen hingegen sind eher
selten. Zwar hat sich Bundeskanzler Gerhard
Schröder zusammen mit EU-Erweiterungs-
kommissar Günther Verheugen deutlich für die
Türkei ausgesprochen4, und die SPD hat ei-
nen klaren Parteibeschluss. Aber Enthusias-
mus ist auch hier nicht richtig zu verspüren.
Und auch Jacques Chiracs ‘ja’ fehlt der Brustton
der Überzeugung. Die CDU unter der Mei-
nungsführerschaft von Angela Merkel hinge-
gen hat das Konzept einer „priviligierten
Partnerschaft“ entwickelt und noch jüngst
versucht, ihre Kollegen von der EVP-Fraktion
davon zu überzeugen.5

Die Kritik ist facettenreich. Historiker
zum Beispiel bemühen die Geschichte des
Osmanischen Reiches, um nachzuweisen,
dass die Türkei sich nie als Teil, sondern im-
mer in Abgrenzung zu Europa definiert hat.
Dagegen wirkt Chiracs Spruch „Nous sommes
tous des Byzantins“ geradezu erfrischend.

Von einer Metaebene betrachtet, verläuft die
Grenze zwischen ‘pro’ und ‘contra’ zwischen
jenen, die eher auf die Innenpolitik schauen
und für die Fragen wie Immigration, Flexibi-
lisierung des Arbeitsmarktes oder auch Bud-
getfragen wichtig sind (‘Nein’-Lager), und je-
nen, die außenpolitisch motiviert sind und
die auf die zukünftige internationale Rolle
der EU schauen (‘Ja’-Lager). Vor allem aber
kommt die Kritik von zwei Seiten und macht
sie darum noch komplizierter. Klassische
EU-Zauderer, die die europäische Integration
schon immer mit Misstrauen beäugelt haben
und die von jeher kräftig mit „Rückrudern“
beschäftigt sind – der bayrische Ministerprä-
sident etwa gehört in diese Kategorie – fin-
den nun eine Reihe von Elementen, warum
mehr EU-Integration mit der Türkei erst recht
nicht geht. In gewisser Weise ehrlicher ist die
Kritik, die von ausgemachten Integrations-
befürwortern kommt, zum Beispiel vom Eu-
ropaabgeordneten Elmar Brok oder Europa-
spezialistin Sylvie Goulard in Frankreich. Ihr
Buch „Le Grand Turc et la République de Vé-
nise“6 ist ein engagiertes Plädoyer nicht nur
dafür, die EU an der Überforderung durch die
Türkei nicht zerbrechen zu lassen, sondern
auch, der EU nicht ihre Würde und Stärke zu
nehmen: „Nous faisons de l’élargissement à
la chaîne comme certains fabriquent des 
T-shirt ‘taille unique’. Une Europe molle, ha-
billée en XXL, n’aurait aucune grâce. L’Union
Europénne devient de plus en plus lâche, à
tous les sens du terme.“7 Das ist richtig, und
greift doch zu kurz.

Ein schwieriger Fall
Niemand wird bestreiten, dass die Türkei in
jeder Hinsicht ein schwieriger Fall ist. Inso-
fern sind alle Gegenargumente legitim: Die
Türkei ist zu groß (85 Millionen Einwohner
im Jahr 2020)8 und würde das institutionelle
Gefüge der EU aus den Angeln heben; die
Türkei ist zu arm und zu rural und würde das
EU-Budget überfordern9; die Türkei ist mus-
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limisch und würde an den identitätsstiften-
den, judeo-christlichen Grundfesten der Ge-
meinschaft rütteln und im Übrigen große Im-
migrationsprobleme aufwerfen; und schließ-
lich grenzt die Türkei an gefährliche Staaten
wie etwa Syrien, den Iran und den Irak, und
würde damit ein Sicherheitsrisiko darstellen.
Richtig ist auch, dass das Land noch immer
geteilt ist, in einen ziemlich ‘verwestlichen’
Westen und einen noch rückständigen Os-
ten. Zwar ist Folter offiziell abgeschafft, aber
sie kommt noch vor. Die Frage der Gleich-
stellung von Mann und Frau ist immer noch
problematisch;10 zum Beispiel sind 300 000
türkische Mädchen dieses Jahr nicht einge-
schult worden, weil ihre Eltern dies nicht für
notwendig erachten. Würde man die politi-
schen Kriterien von Kopenhagen auf einer
Skala von 0 bis 100 messen wollen, dann hat
die Türkei wahrscheinlich 90 Prozent er-
reicht, aber es ist eben leicht, auf die 10 Pro-
zent zu zeigen, die noch fehlen (und die noch
erreicht werden müssen!). Man könnte auch
noch fortfahren: die Kurdenfrage, die Zy-
pernfrage, – das alles stellt immer noch Hin-
dernisse dar.

Die historische Dimension 
nicht vergessen
Entscheidend aber ist die Zeitschiene. Denn
es geht nicht um die Türkei jetzt in der EU,
sondern es geht um die Türkei in circa zehn
Jahren, um 2015. Und entscheidend ist daher,
dass nicht die Türkei von heute in die EU
kommt, sondern eine andere, und im Übri-
gen auch nicht in die EU von heute, sondern
in eine andere. Die Türkei in Europa, die Fra-
ge gehört daher weniger in den Bereich der
Überzeugungsethik, als in den der Verant-
wortungsethik. Es geht nicht um apodikti-
sche oder endgültige Positionen, sondern es
geht um gemeinsame Zukunftsplanung zwi-
schen Europäern und Türken, die verant-
wortlich und möglichst unemotional ge-
handhabt werden muss. Denn Fakt ist auch,

dass die Türkei nicht von der Landkarte ver-
schwindet, wenn sie nicht in die EU kommt,
und wir viele der Probleme, die der Beitritt
bringt, trotzdem hätten. Auch die schärfsten
Gegner eines Türkei-Beitritts sind der Über-
zeugung, dass Europa sehr enge Beziehun-
gen zur Türkei braucht, und vor diesem
Hintergrund mutet der Streit zwischen „pri-
viligierter Partnerschaft“ und Beitritt fast se-
mantisch an.

Eine Mammutaufgabe
Ja, die Türkei ist eine Mammutaufgabe, aber
eine, der sich Europa nicht entziehen darf.
Darum müssen Verhandlungen aufgenom-
men werden, und zwar aus folgenden Grün-
den:

• Die Glaubwürdigkeit der Union steht
auf dem Spiel. Von Brasilien über Südafrika
bis nach Japan, aber vor allem in muslimi-
schen Ländern schaut die Welt auf Europa
und darauf, ob Europa rechtliche Zusagen
(nicht nur Versprechungen!) einhalten kann.
Es geht darum, ob die EU ihr Ideal einer post-
nationalen ‘entité politique’, die kollektive
‘governance’ auf säkularer, rechtsstaatlicher
Grundlage organisieren möchte, verwirk-
lichen kann. Die EU ist eine Rechts-, keine
Glaubensgemeinschaft. Ihre Offenheit steht
auf dem Spiel!

• Die Türkei könnte sich als positiver
Katalysator für die europäische Volkswirt-
schaft erweisen. Mit 26 Prozent Pro-Kopf-
Einkommen vom EU-Durchschnitt liegt die
Türkei auf einer Ebene mit Rumänien und
Bulgarien, die eine klare Beitrittsperspektive
haben. Die durchschnittliche Produktivität
ist aber sogar höher als zum Beispiel in Po-
len und in der Tschechischen Republik. Die
Türkei kann mit Wachstumsraten zwischen 
6 und 8 Prozent über die nächsten Jahre rech-
nen.11 Vielleicht wird die EU einmal froh sein,
wenn ein wirtschaftlich so dynamisches Land
der EU beitritt. Lange Übergangsfristen kön-
nen helfen, große Verwerfungen auf dem eu-
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ropäischen Arbeitsmarkt zu verhindern. An-
dererseits kann die Bevölkerungsdynamik
der Türkei vielleicht einen Beitrag dazu leis-
ten, das Problem der Überalterung der Bevöl-
kerung – und damit der Arbeitskräfte – in Eu-
ropa auszutarieren.12

• Die wirtschaftliche Dynamik des Lan-
des wird auf Dauer das Problem der Immi-
gration entschärfen. Türken, die eine Zukunft
im eigenen Land haben, bleiben in der Tür-
kei. Überhaupt ist es problematisch, dass das
Türkenbild gerade in Deutschland an den
Türken festgemacht wird, die in Deutschland
oft das Straßenbild prägen. Es sind dies oft
Osttürken, die im eigenen Land nicht unbe-
dingt repräsentativ sind. Dass die Integration
in Deutschland fehlgeschlagen ist, ist ein
großes Problem, aber nicht unbedingt eins,
was der Türkei anzulasten ist. 

• Die Türkei ist zunächst mehr an dem
Prozess als an dem Ergebnis interessiert, und
dafür braucht sie ein Datum für den Verhand-
lungsbeginn. Hier muss mit einigen falschen
Ideen aufgeräumt werden, zum Beispiel jener
von Verhandlungen mit ‘offenem’ Ende. Ein-
mal, weil Verhandlungen per se immer offen
sind – das heißt, sie können immer auch
scheitern; andererseits kann über nichts an-
deres verhandelt werden als über eine Mit-
gliedschaft. Für etwas anderes hat die Kom-
mission gar kein Mandat. Allein diesen Pro-
zess in Gang zu setzen, hätte überaus positi-
ve Effekte für die Türkei. Bei internationalen
Ranking-Agenturen würde ihre Seriosität ge-
steigert mit wahrscheinlich positiven Rück-
wirkungen auf Foreign Direct Investment.
Daran sind die Türken mehr interessiert als
an direkten EU-Geldern; sie wissen, dass sie
finanziell, was die großen Geldströme der EU
aus dem Agrar- und dem Strukturhaushalt
anbelangt, nicht viel erwarten können.13 Das
Argument der Budget-Überdehnung zieht
daher nicht. Die EU in 2015 kann und wird
ohnehin keine Union der Redistribution
mehr sein, mit oder ohne Türkei!

• Die institutionelle Überdehnung wird
ebenfalls überschätzt. 2009 tritt, wenn der
EU-Verfassungsvertrag angenommen wird,
zum einen die Verkleinerung der Kommis-
sion in Kraft. Zum anderen werden sowohl
die Sitze der Türkei sowie ihre Stimmen im
Rat vorausichtlich gedeckelt auf der Ebene
der anderen großen Staaten. Eine ‘institutio-
nelle Hegemonie’ der Türkei ist also nicht zu
befürchten. Im Übrigen werden sich allein
durch den jüngsten Beitritt von zehn neuen
Mitgliedstaaten andere Formen der Koali-
tionsbildung ergeben, so dass die Türkei mit-
nichten ‘dominant’ wäre.

• Ein Argument wird oft übersehen, da
es in der EU noch verpönt ist, in Interessens-
kriterien zu räsonieren, aber die Türkei wür-
de einen erheblichen Beitrag zur Energiever-
sorgung in Europa leisten.14 In diesem Punkt
zum Beispiel wäre ein Beitritt der Türkei ein
erster Schritt auf dem Weg zu einer europäi-
schen Geostrategie.

• Ein ‘role model’ für den Nahen und
Mittleren Osten. Angesichts der Veränderung
der Welt nach dem 11. September 2001, der
Gefahr des Terrorismus, der Herausforde-
rungen durch einen fundamentalistischen 
Islam und der Bedeutung des Nahen und
Mittleren Osten für den Weltfrieden ist die
Chance, durch den EU-Beitritt der Türkei ein
Vorbild für einen säkularisierten, demokrati-
schen und prosperierenden Staat zu schaf-
fen, nicht zu unterschätzen. Die Bedenken,
die gerade auch von türkischer Seite vorge-
bracht werden, nämlich dass die EU hier zu
große Erwartungen an die Türkei richte und
der Einfluss der Türkei auf den Mittleren
Osten gar nicht so groß sei, weil die Türkei
eben türkisch und nicht arabisch, also nicht
Teil der arabischen Welt sei, sind sehr ernst
zu nehmen.15 Fakt aber ist, dass es ohne EU-
Beitritt erst gar keine Chance auf eine solche
Entwicklung gibt.  

• Und, last but not least, Europa hat
sich neuen, internationalen Realitäten zu
stellen, und eine davon heißt, dass wir weder
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Mauern um Europa ziehen, noch europäi-
sche Nabelschau betreiben können. Das
heißt nicht, dass nicht auch Konsolidierung
betrieben werden muss. Aber die Welt wartet
darauf, dass Europa international Verantwor-
tung übernimmt, und das Europa von mor-
gen wird sich nicht nur an einem erfolgrei-
chen Binnenmarkt messen lassen müssen,
sondern daran, ob es in der Lage ist, als glo-
baler Akteur aufzutreten. Hierzu aber ist ein
Beitritt der Türkei eine entscheidende Vor-
aussetzung. Ohne die Türkei wird Europa
kein strategischer Akteur, nicht im Schwarz-
meer-Raum, nicht im Kaukasus, nicht im Na-
hen und Mittleren Osten, also überall dort,
wo es in Sachen Stabilitätsexport viel zu tun
gibt. Der deutsche Außenminister Joschka Fi-
scher hat diesen Sprung in ein strategisches
Europa im März 2004 vollzogen, als er Kern-
europa für passé erklärt hat.16 Das wiederum
heißt nicht notwendigerweise Abschied von
einer politischen Union. Der Glaubenssatz,
nur ein ‘kleines’ Europa’ ist stark, und ein
großes Europa ist schwach (‘molle’), ist un-
zutreffend; zumindest lässt er sich auch ins
Gegenteil verkehren.

Partir, c’est mourir un peu
Abschiednehmen ist schwer. So schmerzhaft
es ist: Wahrscheinlich wird der schnelle Gang
der Weltgeschichte die EU zwingen, von min-
destens drei ‘Schwarz-Weiß’-Schemata Ab-
schied zu nehmen, jenen, dass die EU eine
klare Identität, klare Grenzen und klare Insti-
tutionen hat. Die EU wird über lange Jahre
eher ausfransende Grenzen und  ein abge-
stuftes Geflecht von institutionellen Verein-
barungen mit Nachbarstaaten haben. Mehr
denn je wird sich die EU in der Zukunft als ein
regionaler Stabilitäts-‘Caucus’ definieren,
der ein subtiles Gleichgewicht zwischen Sta-
bilitätsexport und Instabilitätsimport finden
muss. Denn die EU hat die jüngste Erweite-

rungsrunde noch nicht verdaut, Rumänien,
Bulgarien und Kroatien sind theoretisch ab
2007 Mitglied (aber bisher auch nur theore-
tisch!), und die Türkei-Diskussion läuft auf
Hochtouren, da kündigen sich die nächsten
Debatten schon an: Die Ukraine und der Bal-
kan drängen auf feste Zusagen und Daten,
ganz zu schweigen von Ländern wie Molda-
wien, Georgien und anderen. Die Nachbar-
schaftsstrategie der Europäischen Union, die
am 13. März verabschiedet wurde,17 stellt ei-
nen ersten Ansatz dar, ein Konzept für die
EU-Anrainerstaaten zu entwickeln, aber sie
geht nicht weit genug und dürfte schon bald
überholt sein. Dabei ist die Vollmitglied-
schaft im Wesentlichen nur ein eher symboli-
sches Element. Mit Marktzugang – insbeson-
dere zum Arbeits- und Agrarmarkt – wäre
diesen Ländern schon viel geholfen. Ange-
sichts dieser Debatten wirkt die Debatte über
die Türkei schon fast wie das Problem von 
gestern. 

Das Rad der Geschichte jedenfalls kann
nicht zurückgedreht werden. Helfen kann
jetzt nur noch Aufklärung, Aufklärung und
noch einmal Aufklärung, um Ängste abzu-
bauen. Dann kann immer noch viel passie-
ren: Die Verfassung könnte scheitern und die
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei mögli-
cherweise einen Rückschlag erleiden; der
Modernisierungsprozess in der Türkei könn-
te wieder ins Stocken geraten, die Türkei – ei-
ne stolze Nation mit durchaus ‘eigenen’ Auf-
fassungen – darüber die Nerven verlieren, bis
ins kleinste Detail den ‘acquis communau-
taire’ zu erfüllen, oder mögliche Referenden
über den Türkei-Beitritt könnten schief ge-
hen.18 Das alles ist nicht abzusehen. Aber ei-
ne Vollbremsung bei der derzeitigen Hochge-
schwindigkeit der Verhandlungsvorbereitun-
gen würde einen sicheren Genickbruch be-
deuten: Die Verhandlungen mit der Türkei
über eine EU-Mitgliedschaft müssen begin-
nen! 
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